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Nach dem 9. Existenzminimumbericht hätte der Kinderfreibetrag 2014 auf 

einem Betrag von 4.440 Euro angepasst werden müssen. Tatsächlich 

gewährte der Gesetzgeber aber nur einen Betrag in Höhe von 4.368 Euro. Aus 

Sicht des BdSt verstößt es gegen das Grundgesetz, wenn der Gesetzgeber 

hinter den Vorgaben des Existenzminimumberichts zurückbleibt und damit 

das Existenzminimum von Kindern unzureichend freistellt.   

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtlicher Hinweis: Der Bund der Steuerzahler unterstützt eine Vielzahl von Musterklagen. Alle in 
unserer Rubrik „Musterklagen“ veröffentlichten Schriftsätze sind in dieser Form vor den Gerichten 
verwandt worden. Die Klageschriften sind zu Ihrer Information und zum persönlichen Gebrauch 
sowie zu Informationszwecken bereitgestellt. Sie können jederzeit ohne Vorankündigung geändert 
werden. Der BdSt ist stets bemüht, dass die Informationen aktuell, richtig und zuverlässig sind. 
Fehler können jedoch vorkommen. Der BdSt übernimmt deshalb keine Gewährleistung für die 
Informationen, insbesondere für deren Richtigkeit oder Vollständigkeit. Der BdSt haftet nicht für 
Schäden oder Verluste, die dem Steuerzahler im Zusammenhang mit den bereitgestellten 
Schriftsätzen entstehen. Unsere Musterklagen ersetzen nicht den Rechtsrat im Einzelfall.  
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